
 
 

                

 

BAGSO-Stellungnahme zum Referentenentwurf für ein  

Suizidpräventionsgesetz 

 

In Deutschland sterben jedes Jahr mehr als 10.000 Menschen 

durch Suizid, besonders gefährdet sind Menschen im hohen Le-

bensalter. Die BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der Senio-

renorganisationen begrüßt deshalb die Pläne der Bundesregie-

rung zur Stärkung der nationalen Suizidprävention, die sie zu-

sammen mit anderen Verbänden seit Langem fordert. Ziel des 

Gesetzesvorhabens ist es, die Prävention von Suizidversuchen 

und Suiziden durch Information, Aufklärung, Forschung und Un-

terstützung von Menschen in Krisensituationen zu stärken. In ih-

rer Stellungnahme hebt die BAGSO positiv hervor, dass Men-

schen in der letzten Lebensphase im Referentenentwurf als eine 

zentrale Zielgruppe der Suizidprävention anerkannt werden.  

Die BAGSO mahnt an, dass neben Beratungsstellen auch die 

notwendigen Hilfsangebote für Menschen im hohen Lebensal-

ter flächendeckend verfügbar sein müssen. Der Ausbau von 

Hospizen, palliativmedizinischer Versorgung sowie psychiatri-

schen und psychotherapeutischen Angeboten ist Voraussetzung 

für das Gelingen einer wirksamen Suizidprävention im Alter. 

Auch Angeboten der kommunalen Altenhilfe kommt hier eine 

wichtige Aufgabe zu. Seit Langem warnen Fachleute, dass eine 

auskömmliche Finanzierung vieler bestehender Unterstützungs-

angebote fehlt.  
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Die BAGSO drängt in ihrer Stellungnahme zudem auf eine Neu-

regelung der Suizidassistenz, die nach dem Urteil des Bundes-

verfassungsgerichts im Jahr 2020 nötig geworden ist. Sie appel-

liert an die Bundesregierung, das Verfahren für einen freiverant-

wortlichen Suizid und die Hilfe durch Dritte möglichst bald im 

Rahmen der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts klar zu 

regeln. In dem aktuellen Gesetzesvorhaben werden Fragen der 

Suizidassistenz lediglich implizit geregelt. So nimmt der Gesetz-

entwurf eine theoretische Unterscheidung zwischen „Menschen 

mit Suizidgedanken“ und „Sterbewilligen“ vor, die in der Praxis 

äußerst schwierig ist. Dynamik und Stabilität – also Langfristig-

keit – des Sterbewunsches finden dabei keine angemessene Be-

rücksichtigung, was aus Sicht der BAGSO ein wesentlicher Man-

gel ist. 

Zur Stellungnahme der BAGSO 

 

 

Über die BAGSO 

Die BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisa-

tionen vertritt die Interessen der älteren Generationen in 

Deutschland. Sie setzt sich für ein aktives, selbstbestimmtes und 

möglichst gesundes Älterwerden in sozialer Sicherheit ein. In 

der BAGSO sind mehr als 120 Vereine und Verbände der Zivilge-

sellschaft zusammengeschlossen, die von älteren Menschen ge-

tragen werden oder die sich für die Belange Älterer engagieren. 

Die Arbeit der BAGSO wird vom Bundesministerium für Bildung, 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) gefördert. 

 

Die Veröffentlichung stellt keine Meinungsäußerung des BMBFSFJ 

dar. Die Verantwortung für den Inhalt der Veröffentlichung liegt 

bei der BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorga-

nisationen. 

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2026/Suizidpraevention_Referententwurf_BMG_Stellungnahme_BAGSO_260728.pdf

